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Stadt Neubrandenburg Abwägung der Stellungnahmen zum Entwurf der 9. Änderung B-Plan Nr. 7 „Lindenberg-Süd“ 

1.1.1 Amt für Raumordnung und Landesplanung Abwägungsvorschlag 
 

 
 
 

TÖB 1.1.1. Amt für Raumordnung und Landesplanung 08.10.15 
 
Stellungnahme wird berücksichtigt. 

 
 
 3 



Stadt Neubrandenburg Abwägung der Stellungnahmen zum Entwurf der 9. Änderung B-Plan Nr. 7 „Lindenberg-Süd“ 

1.1.2 Amt für Raumordnung und Landesplanung Abwägungsvorschlag 
 

 
 

 

 
 
 4 



Stadt Neubrandenburg Abwägung der Stellungnahmen zum Entwurf der 9. Änderung B-Plan Nr. 7 „Lindenberg-Süd“ 

1.1.3 Amt für Raumordnung und Landesplanung Abwägungsvorschlag 
 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1: Der Hinweis wird beachtet. 
Die Schlussbestimmung wird in die Begründung übernommen. 
Punkt 4.1 wird folgendermaßen ergänzt: 
Regionales Raumentwicklungsprogramm Mecklenburgische Seenplatte  
Laut der Stellungnahme des Amtes für Raumordnung und Landesplanung Mecklenburgische 
Seenplatte vom 08.10.15 entsprechen die Planungsziele der 9. Änderung des Bebauungsplanes 
Nr. 7 "Lindenberg Süd" den Zielen und Grundsätzen der Raumordnung. 
Damit wird die Anpassungspflicht nach § 1 Absatz 4 BauGB, Bauleitpläne sind den Zielen der 
Raumordnung anzupassen erfüllt. 
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Stadt Neubrandenburg Abwägung der Stellungnahmen zum Entwurf der 9. Änderung B-Plan Nr. 7 „Lindenberg-Süd“ 

1.2.1 Landkreis Mecklenburgische Seenplatte Abwägungsvorschlag 

                         

TÖB 1.2  Landkreis Mecklenburgische Seenplatte 08.10.15 
 

Stellungnahme wird teilweise berücksichtigt. 
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Stadt Neubrandenburg Abwägung der Stellungnahmen zum Entwurf der 9. Änderung B-Plan Nr. 7 „Lindenberg-Süd“ 

 

1.2.2  Landkreis Mecklenburgische Seenplatte Abwägungsvorschlag 

                    

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1: Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Der Belang wurde bereits in der Planung berücksichtigt. Das Amt für Raumordnung und 
Landesplanung wurde beteiligt. Die Stellungnahme liegt mit Datum vom 08.10.15 vor. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 2: Der Hinweis wird beachtet. 
Der Flächennutzungsplan wird im Parallelverfahren geändert. Der Aufstellungsbeschluss für die 
Änderung des Flächennutzungsplanes wurde durch die Stadtvertretung am 10.09.25 gefasst. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 3: Der Hinweis wird beachtet. 
Die Begründung wird im Punkt 4.2 folgendermaßen korrigiert: 
Um die geordnete städtebauliche Entwicklung des Stadtgebietes zu sichern und um dem 
Entwicklungsgebot des § 8 Abs. 3 BauGB (Bebauungspläne sind aus dem Flächennutzungsplan 
zu entwickeln) zu entsprechen, wird der Flächennutzungsplan im Parallelverfahren geändert. 
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Stadt Neubrandenburg Abwägung der Stellungnahmen zum Entwurf der 9. Änderung B-Plan Nr. 7 „Lindenberg-Süd“ 

 

1.2.3  Landkreis Mecklenburgische Seenplatte Abwägungsvorschlag 

           

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 4: Der Hinweis wird beachtet. 
Die Festsetzungen, die nicht das Plangebiet betreffen, werden aus der Planung 
herausgenommen. 
Es werden nur die textlichen Festsetzungen des rechtswirksamen Planes übernommen, die für 
den Geltungsbereich der 9. Änderung zutreffen. 
Die Änderungen und Ergänzungen der textlichen Festsetzungen und der örtlichen 
Bauvorschriften werden rot hervorgehoben bzw. gestrichen. 
 
 
 
Zu 5: Der Hinweis wird beachtet. 
Im Textteil B des Planes werden die textliche Festsetzungen entsprechend GOP vom Dez. 1993 
mit Änderungen und Ergänzungen und die Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und 
zur Entwicklung von Natur und Landschaft entsprechend § 9 (1 )15, 20, 25 und Abs. 6 BauGB 
neu geordnet. Für das Plangebiet nicht zutreffende Festsetzungen und Festsetzungen ohne 
Rechtsbezug, die bisher aus dem rechtskräftigen B-Plan bisher übernommen wurden werden aus 
der Planung herausgenommen. 
Die Begründung Punkt 6.6 wird neu gegliedert und entsprechend angepasst. 
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Stadt Neubrandenburg Abwägung der Stellungnahmen zum Entwurf der 9. Änderung B-Plan Nr. 7 „Lindenberg-Süd“ 

1.2.4  Landkreis Mecklenburgische Seenplatte Abwägungsvorschlag 
   

                     

Zu 6: Der Hinweis wird beachtet. 
Im Laufe des Planverfahrens wird ein Antrag auf Ausnahme bzw. Befreiung von den Vorschriften 
des gesetzlichen Baum- und Alleenschutzes gestellt. 
Innerhalb und außerhalb des Plangebietes werden als Ersatz für abzubrechende geschützte 
Bäume Neupflanzungen vorgesehen, die in den Festsetzungen 4.5 und 4.6 textlich bestimmt 
sind. 
 
Zu 7: Der Hinweis wird beachtet. 
Zum Schutz der Wurzelbereiche der westlich des Geh- und Radweges stehenden noch jungen 
Alleebäume vor Bodenauftrag wird von den bestehenden Kronentraufen bis zur Umgrenzung der 
Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundesimmissionsschutzgesetzes - Lärmschutz ein Abstand 
von 1,50 m berücksichtigt. Dazu wird die Umgrenzung um 1,30 m in westlicher Richtung 
verschoben. Der Abstand berücksichtigt nun die bestehenden Kronendurchmesser der Linden 
von 2 - 3 m. Der laut DIN 18920 Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen 
geforderte Schutz der Wurzelbereiche der Bäume ist damit gesichert.  
Da die Bäume trotz eventuellem Bodenauftrag für einen Lärmschutzwall weiter wachsen, werden 
diese zur Zeit vorhandenen Kronendurchmesser nicht dargestellt, sondern das Planzeichen 13.2 
Erhalt von Bäumen für die nachrichtliche Übernahme verwendet.  
Die Begründung Punkt 7.0 wird entsprechend geändert. 
 
Zu 8: Der Hinweis wird beachtet. 
Die Festsetzung C4 im Plan unter Punkt 4.2 wird aus der Planung herausgenommen und im 
Punkt 11 der Begründung als Hinweis folgendermaßen aufgenommen:  
Um nicht gegen die Verbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG zu verstoßen, sind folgende 
Bauzeitenregelungen zu beachten: 

- die Baufeldfreimachung ist außerhalb der Brutzeit (Ende Februar bis Ende August) 
durchzuführen, 

- gemäß § 39 Abs. 5 BNatSchG ist es verboten Bäume, Hecken, lebende Zäune, 
Gebüsche und andere Gehölze in der Zeit von 1. März bis zum 30. September zu 
beseitigen oder auf den Stock zu setzen. Schonende Form- und Pflegeschnitte zur 
Beseitigung des Zuwachses der Pflanzen oder zur Gesunderhaltung von Bäumen sind 
zulässig. 

 
Zu 9: Der Hinweis wird beachtet. 
Die Begründung Punkt 9.1 wird entsprechend geändert. 
 
Zu 10: Der Hinweis wird beachtet. 
Die Hinweise werden unter Punkt 12 Hinweise für die weiterführende Planung und 
Baudurchführung in die Begründung übernommen. 
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Stadt Neubrandenburg Abwägung der Stellungnahmen zum Entwurf der 9. Änderung B-Plan Nr. 7 „Lindenberg-Süd“ 

1.2.5  Landkreis Mecklenburgische Seenplatte Abwägungsvorschlag 
         

          

Zu 11: Der Hinweis ist für das Bebauungsplanverfahren ohne Relevanz. 
 
Zu 12: Der Hinweis wird beachtet. 
In Angrenzung zum Straßenraum, zur benachbarten Bebauung bzw. zum Grünzug in den 
Baufeldern 58.1 bis 58.6 werden zur Gestaltung des Übergang vom allgemeinen Wohngebiet nur 
Dachneigungen von 25° -  50° zugelassen. 
Zur Erhöhung der Variabilität der Gestaltung der Gebäude bleibt in den Baufeldern 58.7 bis 58.11 
des allgemeinen Wohngebietes die Ausbildung von Flachdächern oder anderen auch geneigte 
Dacharten nicht ausgeschlossen. 
Werden jedoch im Inneren des Plangebietes Gebäude mit geneigten Dächern errichtet, soll die 
Dachfarbe im Sinne einer einheitlichen Gestaltung des Wohngebietes auch nur in grauen, roten 
und braunen Tönen zulässig sein.  
Die örtliche Bauvorschrift wird folgendermaßen geändert: Für die geneigten Dächer der Gebäude 
in den Baufelder 58.1 bis 58.11 sind nur Dachfarben in grauen, roten und braunen Tönen 
zulässig. 
Die Begründung Punkt 6.6 Örtliche Bauvorschriften wird folgendermaßen geändert: 
Örtliche Bauvorschriften für die Neigung von Dächern der Gebäude werden zur gestalterischen 
Einpassung in das Umfeld im Übergang zur benachbarten Bebauung bzw. zu den öffentlichen 
Räumen nur in den Baufeldern an den Rändern des allgemeinen Wohngebietes festgesetzt. Dies 
betrifft die Teilgebiete des allgemeinen Wohngebietes 58.1 bis 58.6. Hier sind nur Dachneigungen 
von 25°- 50° zulässig.  
Um eine größere Gestaltungsvielfalt zu sichern, werden im Inneren des Plangebietes in den 
Baufeldern 58.7 bis 58.11 keine Festsetzungen zu den Neigungen von Dächern getroffen.  
Für die geneigten Dächer aller Hauptgebäude im allgemeinen Wohngebiet in den Baufeldern 58.1 
bis 58.11 sind in Anpassung an die Dachfarben der benachbarten Dächer im Wohngebiet 
Lindenberg-Süd nur Farben in grauen, roten und braunen Tönen zulässig. 
 
Zu 13: Der Hinweis wird beachtet. 
Die zu streichenden Anstriche gelten nicht für das Plangebiet. Sie werden aus dem Text 
herausgenommen. Das Baufeld 58 ist die Gesamtfläche von 58.1 bis 58.11. In der Festsetzung 
und der Begründung werden jeweils die Teilflächen ergänzt. 
 
Zu 14: Der Hinweis wird beachtet. 
Die Rechtsgrundlage der textlichen Festsetzungen 1.2 und 3.2 im Plan wird folgendermaßen 
geändert: 
Gestalterische Festsetzungen entsprechend § 9 (4) BauGB in Verbindung mit § 86 LBauO M-V. 
 
Zu 15: Der Hinweis wird beachtet. 
Entlang der Platanenstraße sind zwingend dreigeschossige Gebäude geplant Punkt 6.1 der 
Begründung wird folgendermaßen geändert: 
Entlang der Platanenstraße sind in Anpassung und in Ergänzung an die vorhandenen höheren 
Gebäude dreigeschossige Mehrfamilienhäuser geplant.  

 
 

10 

11 

12 

14 

15 

13 

 10 



Stadt Neubrandenburg Abwägung der Stellungnahmen zum Entwurf der 9. Änderung B-Plan Nr. 7 „Lindenberg-Süd“ 

1.2.6  Landkreis Mecklenburgische Seenplatte Abwägungsvorschlag 
                      

          
 
          

 
 
 
 
 
 
Zu 16: Der Hinweis wird beachtet. 
Die Hinweise zur Öffentlichkeitsbeteiligung und das in der Anlage beigefügte Schreiben des 
Landkreises Mecklenburgische Seenplatte vom 11.10.13 sind berücksichtigt worden. 
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Stadt Neubrandenburg Abwägung der Stellungnahmen zum Entwurf der 9. Änderung B-Plan Nr. 7 „Lindenberg-Süd“ 

1.2.1 Landkreis Mecklenburgische Seenplatte Abwägungsvorschlag 
 

 

TÖB 1.2.1 Landkreis Mecklenburgische Seenplatte 12.04.16 
 
Stellungnahme wird teilweise berücksichtigt. 
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1.2.2 Landkreis Mecklenburgische Seenplatte Abwägungsvorschlag 
                  

          

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1: Der Hinweis wird beachtet. 
Der Punkt 8.5 der Begründung "Abfallentsorgung, Altlasten" wird entsprechend geändert. 
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Stadt Neubrandenburg Abwägung der Stellungnahmen zum Entwurf der 9. Änderung B-Plan Nr. 7 „Lindenberg-Süd“ 

1.2.3 Landkreis Mecklenburgische Seenplatte Abwägungsvorschlag 
                  

          

Zu 2: Der Hinweis wird beachtet. 
Die beiden Rechtsgrundlagen werden im Punkt 2.1 der Begründung und im Plan wie folgt  
geändert. 
- Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz-BNatSchG) vom 
29.07.2009 (BGBl. 2009 Teil I Nr. 51 S. 2542), zuletzt geändert durch  Verordnung vom 31. 08.15 
(BGBl.I S.1474) 
- Gesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern zur Ausführung des Bundesnaturschutzgesetzes 
(Naturschutzausführungsgesetz-NatSchAG M-V) vom 23.02.10 (GVOBl. M-V S. 66), zuletzt 
geändert durch Artikel 14 des Gesetzes vom 15.01.15 ( GVOBl. M-V S. 30, 36) 
 
Der Hinweis zur Fällung von geschützten Bäumen wird berücksichtigt und der Punkt 6.6.1 
Pflanzbindungen und Anpflanzgebot und sonstige Festsetzungen der Begründung 
folgendermaßen geändert:  
Anhand des Baumkatasters wurde festgestellt, dass im Geltungsbereich der 9. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 7 "Lindenberg - Süd der Stadt Neubrandenburg 8 nach § 18 NatSchAG M-
V geschützte Einzelbäume im Zusammenhang mit der Planumsetzung gefällt werden müssen. 
Für die Fällung dieser Bäume wurde am 18.02.16 bereits durch den Landkreis Mecklenburgische 
Seenplatte eine Naturschutzgenehmigung erteilt mit der Auflage 13 Neupflanzungen 
vorzunehmen. Die Baumfällarbeiten sind bereits erfolgt.   
Die Neupflanzung von neu 13 Bäumen anstelle von 10 Bäumen  laut Vorentwurf wird in der 
Straße A 7 SS festgesetzt.  
Die Festsetzung 4.5 wird folgendermaßen geändert: 
Innerhalb der Verkehrsfläche Straße A 7 SS sind innerhalb eines 2,00 m breiten Grünstreifens, in 
einem Abstand von mindestens 7 m dreizehn großkronige Laubbäume mit einem Stammumfang 
von 16-18 cm und gerader Stammverlängerung, zu pflanzen. 
 
Zu 3: Der Hinweis wird beachtet. 
Die Begründung Punkt 8.1 wird folgendermaßen geändert: 
Das anfallende Regenwasser von den Grundstücken soll vorrangig auf den Grundstücken 
verwertet werden. Eine Versickerung des Regenwassers ist wegen der ungünstigen 
hydrologischen Bodenverhältnisse praktisch ausgeschlossen. 
Die Grundstückseigentümer können das Regenwasser in Speicheranlagen auffangen und für die 
Beregnung ihrer Garten und Grünflächen verwenden. Es kann aber auch über ein geplantes 
Regenwassernetz abgeleitet werden. Der Grundstückseigentümer hat dafür Sorge zu tragen, 
dass das anfallende Regenwasser auf seinem Grundstück verbleibt bzw. schadlos in den 
öffentlichen Regenwasserkanal abgeleitet wird.  
Dies betrifft auch das Überschusswasser von den Wällen der Lärmschutzanlage. 
 
 
 
Zu 4: Der Hinweis wird beachtet. 
Der Gemarkungsname sowie die Flurbezeichnung und die Nummern der Flurstücke sind im Plan 
enthalten. 
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Stadt Neubrandenburg Abwägung der Stellungnahmen zum Entwurf der 9. Änderung B-Plan Nr. 7 „Lindenberg-Süd“ 

1.2.4 Landkreis Mecklenburgische Seenplatte Abwägungsvorschlag 
                 

              
  

 
 
 
 
 
 
Zu 6. Der Hinweis wird beachtet. 
Die aktuelle Fassung der Landesbauordnung wird wie folgt : 
Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) vom 18.04.06 (GVOBl. M-V S. 102), 
zuletzt geändert am 20.01.16 durch Berichtigung der Neufassung (GVOBl. M-V Nr. 2 vom 
29.01.16, S. 28) in der Begründung und im Plan übernommen. 
 
Zu 7: Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Der Plan ist im Maßstab 1:1000 eindeutig lesbar. 
 
Zu 8: Der Hinweis wird beachtet. 
Zwischen den Verkehrsflächen mit besonderer Zweckbestimmung öffentliche Parkplätze und 
verkehrsberuhigter Bereich wird eine Abgrenzung zur Unterscheidung der verschiedenen 
Nutzungsarten im Plan ergänzt.  
 
Zu 9: Der Hinweis wird beachtet. 
Der Magnolienweg wird ausschließlich als eine öffentliche Verkehrsfläche festgesetzt. Innerhalb 
dieser Verkehrsfläche sind sowohl die Parkplätze als auch Gehwege zulässig. Das Planzeichen  
öffentliche Parkfläche wird hier aus der Planung herausgenommen. 
 
Zu 10: Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Da bei beiden Geh- und Radwegen zweifelsohne die Fortbewegungsfunktion überwiegt, verbleibt 
die Festsetzung als öffentliche Verkehrsfläche. 
 
Zu 11: Der Hinweis wird beachtet. 
In der Planzeichnung wird für die gesamte Lärmschutzanlage einheitlich ein Geh- und Fahrrecht 
für die Betriebe zur Pflege und Wartung der Lärmschutzanlage festgesetzt. 
 
Zu 12: Der Hinweis wird beachtet. 
Für die geplante Lärmschutzanlage, die sich im Abstand von 14 Metern von der Fahrbahn 
befindet, wird entsprechend der Stellungnahme des Straßenbauamtes Neustrelitz vom 12.10.15 
die Befreiung vom Anbauverbot erteilt. Diese Befreiung gilt auch für eine eventuelle  Aufschüttung 
im Falle einer Wallanlage.  
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Stadt Neubrandenburg Abwägung der Stellungnahmen zum Entwurf der 9. Änderung B-Plan Nr. 7 „Lindenberg-Süd“ 

2.3.1  Straßenbauamt Neustrelitz Abwägungsvorschlag 
    

                      

TÖB 2.3  Straßenbauamt Neustrelitz 12.10.15 
 
Stellungnahme wird teilweise berücksichtigt 
 
Zu 1: Der Hinweis wird beachtet. 
Die Anbauverbotszone wird berücksichtigt. Sie wird nachrichtlich in den Plan übernommen. 
Demnach liegt die östliche Baugrenze des eingeschränkten Gewerbegebietes im Baufeld 56 
innerhalb diese Anbauverbotszone. Sie wird entsprechend geändert und um 1,40 m in westlicher 
Richtung verschoben. Die Begründung Punkt 5 wird folgendermaßen geändert: 
Entsprechend der Stellungnahme des Straßenbauamtes Neustrelitz vom 12.10.15 erstreckt sich 
der Geltungsbereich des Bebauungsplanes linksseitig der Bundesstraße Nr.96 von ca. km 0.940- 
ca. km 1.325 im Abschnitt 150. Die B96 ist in diesem Bereich als Verknüpfungspunkt der 
Ortsdurchfahrt festgesetzt. 
Gemäß §9 Abs. 1 Bundesfernstraßengesetz dürfen außerhalb der zur Erschließung der 
anliegenden Grundstücke dienenden Teile der Ortsdurchfahrt Hochbauten jeglicher Art in einer 
Entfernung bis zu 20 m, jeweils gemessen vom äußeren Rand der befestigten, für den 
Kraftfahrzeugverkehr bestimmten Fahrbahn, nicht errichtet werden. Dies gilt auch für 
Aufschüttungen und Abgrabungen größeren Umfangs. 
Der Punkt 7.2 wird mit folgendem Text ergänzt: 
7.2  Anbauverbotszone  
Das Plangebiet grenzt im Osten an die B 96, die in diesem Abschnitt als Verknüpfungspunkt der 
Ortsdurchfahrt bestimmt ist. 
Gemäß § 9 Abs. 1 Bundesfernstraßengesetz dürfen außerhalb der zur Erschließung der 
anliegenden Grundstücke dienenden Teile der Ortsdurchfahrt Hochbauten jeglicher Art (auch 
Werbeanlagen sowie  Aufschüttungen und Abgrabungen größeren Umfangs) in einer Entfernung 
bis zu 20 m, jeweils gemessen vom äußeren Rand der befestigten, für den Kraftfahrzeugverkehr 
bestimmten Fahrbahn, nicht errichtet werden. Die Fläche, für die dieses Anbauverbot gilt, ist im 
Plan nachrichtlich übernommen.  
Für die geplante Lärmschutzanlage wird entsprechend der Stellungnahme des Straßenbauamtes 
Neustrelitz vom 12.10.15 die Befreiung vom Anbauverbot erteilt. 
 
Zu 2: Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Der Belang wurde bereits in der Planung berücksichtigt. Direkte Zufahrten von der Bundesstraße 
aus sind nicht geplant. 
 
Zu 3: Der Hinweis wird beachtet. 
Für die Errichtung der geplanten Lärmschutzanlage ist eine Fläche für besondere Anlagen und 
Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundesimmis-
sionsschutzgesetzes festgesetzt. Innerhalb dieser Fläche muss die Lärmschutzanlage errichtet 
werden. Je dichter die Lärmschutzanlage an die Lärmquelle heranrückt, desto besser ist die 
Schutzwirkung. Im Rahmen der Schallimmissionsuntersuchung wurde die geeignete Lage der 
Krone der Lärmschutzanlage bestimmte und im Bebauungsplan festgesetzt. Hierbei wurde ein 
Kompromiss aus Schutzwirkung und Abstand vom Fahrbahnrand der Bundesstraße gewählt.  
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Stadt Neubrandenburg Abwägung der Stellungnahmen zum Entwurf der 9. Änderung B-Plan Nr. 7 „Lindenberg-Süd“ 

 

2.3.2  Straßenbauamt Neustrelitz Abwägungsvorschlag 
   
 
           

        
          
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
    

Im Bebauungsplan wird eine Fläche für die Errichtung der Lärmschutzanlage vorgesehen und der 
maximale Abstand der Krone von der Straße festgesetzt. Je nach Konstruktion wird damit auch 
eine Vergrößerung des Anlagenfußes zur Straße bzw. ein Heranrücken der Anlage bei Errichtung 
einer Wand ermöglicht werden. Die Begründung Punkt 8 Immissionsschutz wird entsprechend 
geändert. Es wird unter 5.1 neu textlich festgesetzt: 
Der maximale Abstand der Krone der Lärmschutzanlage vom Fahrbahnrand der B96 stellt die in 
der Planzeichnung festgesetzte Lage der Kronenhöhe dar. Eine Überschreitung des Abstandes 
ist nicht zulässig.  
 
Nach telefonischer Auskunft des Straßenbauamtes vom 22.10.15, Frau Teichert, gilt die 
Befreiung vom Anbauverbot auch bei einem näheren Heranrücken der Lärmschutzanlage, wenn 
der Abstand von 14,00 m von der befestigten Fahrbahnkante der B96 eingehalten wird. 
 
Zu 4: Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Der Belang wurde bereits in der Planung berücksichtigt. Die Festlegungen zum Schutz gegen 
schädliche Umweltauswirkungen (Lärmschutz) beruhen auf der Schallimmissionsuntersuchung 
zur Änderung des Bebauungsplanes Nr. 7 „Lindenberg-Süd" der Stadt Neubrandenburg von Dr. 
Torsten Lober. Diese Untersuchungen lagen dem Straßenbauamt vor. 
Die zu erwartende Verkehrsmenge und der entsprechende LKW Anteil wurden für das Jahr 2025 
prognostiziert und berücksichtigt. 
Durch die im Plan festgesetzten Schutzmaßnahmen sind die betroffenen Bereiche ausreichend 
geschützt. 
 
Durch einen städtebaulichen Vertrag, den die Stadt mit dem Vorhabenträger schließt, wird die 
Errichtung der Lärmschutzanlage sowie die Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen und 
geltenden Richtlinien gesichert.  
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Stadt Neubrandenburg Abwägung der Stellungnahmen zum Entwurf der 9. Änderung B-Plan Nr. 7 „Lindenberg-Süd“ 

2.3 Straßenbauamt Neustrelitz Abwägungsvorschlag 
                                                          

         

TÖB 2.3  Straßenbauamt Neustrelitz vom  15.03.16 
 
Stellungnahme ohne Hinweise zum Bebauungsplanverfahren 
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Stadt Neubrandenburg Abwägung der Stellungnahmen zum Entwurf der 9. Änderung B-Plan Nr. 7 „Lindenberg-Süd“ 

2.5 Stadtverwaltung Neubrandenburg, Untere Verkehrsbehörde Abwägungsvorschlag 

 

 

 

TÖB 2.5 Stadtverwaltung Neubrandenburg, Untere Verkehrsbehörde 
 16.09.15 
 
Stellungnahme wird berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1: Der Hinweis wird beachtet. 
Es besteht keine Absicht zur Absenkung der Höchstgeschwindigkeit auf der Bundesstraße. 
In der Begründung Punkt 8. Immissionsschutz wird in der zweiten Tabelle als maximale 
Geschwindigkeit auf der Bundesstraße 96 die 50 km/h als Klammerwert angegeben, jedoch nicht 
weiter betrachtet. 
Die Begründung wird hier redaktionell angepasst und die 50 km/h gestrichen. 
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Stadt Neubrandenburg Abwägung der Stellungnahmen zum Entwurf der 9. Änderung B-Plan Nr. 7 „Lindenberg-Süd“ 

2.5 Stadtverwaltung Neubrandenburg, FB Sicherheit und Ordnung, 
      Verkehrsaufsicht  

Abwägungsvorschlag 

            
 
 

TÖB 2.5 Stadtverwaltung Neubrandenburg, FB Sicherheit und Ordnung 
 17.03.16 
Stellungnahme wird berücksichtigt 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1: Der Hinweis wird beachtet. 
Im Plan wird der Querschnitt zum Rad- und Gehweg als gemeinsamer Rad- und Gehweg 
bezeichnet. Die Bestimmung der Fahrtrichtungen sowie die Beschilderung sind im 
Bebauungsplan zu nicht regeln. 
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Stadt Neubrandenburg Abwägung der Stellungnahmen zum Entwurf der 9. Änderung B-Plan Nr. 7 „Lindenberg-Süd“ 

 

2.10 Neubrandenburger Verkehrsbetriebe GmbH Abwägungsvorschlag 

 

 
 

 

 
 
 
 

 

 

TÖB 2.10 Neubrandenburger Verkehrsbetriebe GmbH 21.09.15 
 
Stellungnahme ohne Hinweise zum Bebauungsplanverfahren 
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Stadt Neubrandenburg Abwägung der Stellungnahmen zum Entwurf der 9. Änderung B-Plan Nr. 7 „Lindenberg-Süd“ 

2.10 Neubrandenburger Verkehrsbetriebe GmbH Abwägungsvorschlag 
 
 

 
 
 
 
 
 

TÖB 2.10 Neubrandenburger Verkehrsbetriebe  18.03.16 
 
Stellungnahme ohne Hinweise zum Bebauungsplanverfahren 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
. 
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Stadt Neubrandenburg Abwägung der Stellungnahmen zum Entwurf der 9. Änderung B-Plan Nr. 7 „Lindenberg-Süd“ 

2.11 Stadtverwaltung Neubrandenburg Straßenbaulastträger  Abwägungsvorschlag 

              

TÖB 2.11 Stadtverwaltung Neubrandenburg Straßenbaulastträger 
 12.10.2015 
Stellungnahme wird teilweise berücksichtigt 
 
 
 
 
 
 
Zu 1: Der Hinweis wird beachtet. 
Die Stadt wird mit dem Vorhabenträger vor dem Satzungsbeschluss einen städtebaulichen 
Vertrag schließen, der das Verfahren für die Planung, den Bau, die Finanzierung und die 
Übergabe der öffentlichen Verkehrsflächen regelt. 
 
Zu 2: Der Hinweis wird nicht  beachtet. 
Nach Abstimmung zwischen Stadtverwaltung, SIM und Vorhabenträger wurde entschieden, die 
Flächen der Lärmschutzanlage nach Errichtung vollständig in öffentliche Trägerschaft zu 
übergeben. Damit wird eine einheitliche Pflege und Wartung gewährleistet.  
 
Zu 3: Der Hinweis wird nicht beachtet.  
Zur Absicherung der Erschließung des Plangebietes für Fußgänger und Radfahrer aus und in 
Richtung Süden mit Anschluss an den Rad- und Gehweg entlang der B 96 sowie im Sinne des 
Prinzips Wohngebiet der kurzen Wege verbleibt der Rad- und Gehweg in der Planung.  
 
Zu 4: Der Hinweis wird beachtet.  
Die Bezeichnung der Straßenquerschnitte wird geändert in: Querschnitt Mischverkehrsfläche M1- 
Gilt für M 1 bis M4 und Querschnitt Mischverkehrsfläche im Bereich der Parkflächen. 
Mit einer Breite von 5,50 m weist der Straßenraum eine ausreichende Breite auf, um alle 
Leitungen unterzubringen.  
 
Zu 5: Der Hinweis wird beachtet.  
Die Bezeichnung Stellplätze im öffentlichen Raum wird an den entsprechenden Stellen in der 
Begründung geändert in öffentliche Parkplätze. 
 
Zu 6: Der Hinweis wird beachtet.  
Es besteht keine Absicht zur Absenkung der Höchstgeschwindigkeit auf der Bundesstraße. 
In der Begründung Punkt 8. Immissionsschutz wird in der zweiten Tabelle als maximale 
Geschwindigkeit auf der Bundesstraße 96 die 50 km/ als Klammerwert angegeben, jedoch nicht 
weiter berücksichtigt. 
Die Begründung wird hier redaktionell angepasst und die 50 km/h gestrichen. 
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Stadt Neubrandenburg Abwägung der Stellungnahmen zum Entwurf der 9. Änderung B-Plan Nr. 7 „Lindenberg-Süd“ 

2.11 Stadtverwaltung Neubrandenburg, Straßenbaulastträger Abwägungsvorschlag 

            

TÖB 2.11 Stadtverwaltung Neubrandenburg, Straßenbaulastträger 
 05.04.16 
Stellungnahme wird berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1: Der Hinweis wird beachtet. 
Die Innenecke des Geh- und Radweges 2 wird zur besseren Befahrbarkeit für Radfahrer 
ausgerundet. Der Plan wird geändert. 
Die Einmündung des Geh- und Radweges 2 in den Radweg entlang der Neustrelitzer Straße 
wird, da der Bereich übersichtlich und der geplante Weg ausreichend breit ist, nicht abgeschrägt.  
 
Zu 2: Der Hinweis wird beachtet. 
Die Bezeichnungen der Querschnitte in der Planzeichnung werden entsprechend des Hinweises 
geändert. 
 
 
 
Zu 3. Der Hinweis wird beachtet. 
Die Aussagen zur Freihaltung der Lärmschutzanlage wurden aus der Begründung gestrichen, da 
es sich mit der aktuellen Fassung des Bebauungsplanes nicht mehr um private Grünflächen 
handelt. Die Flächen der Lärmschutzanlage werden  inkl. der Anlage selbst nach Errichtung 
vollständig in öffentliche Trägerschaft zu übergeben. Damit wird eine einheitliche Pflege und 
Wartung gewährleistet. Und die Stadt kann selbständig übe die Bepflanzung und erforderlichen 
freizuhaltenden Flächen bestimmen. 
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Stadt Neubrandenburg Abwägung der Stellungnahmen zum Entwurf der 9. Änderung B-Plan Nr. 7 „Lindenberg-Süd“ 

3.2.1 Deutsche Telekom Abwägungsvorschlag 

 

TÖB 3.2 Deutsche Telekom 24.09.15 
 
Stellungnahme wird berücksichtigt 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1: Der Hinweis wird beachtet. 
Der beiliegende Lageplan des Leitungsbestandes der Deutschen Telekom AG wurde mit dem 
Bebauungsplan abgeglichen. Eine Änderung der Planzeichnung ist nicht erforderlich. 
Punkt 5.2 Ausgangslage, Beschaffenheit des Plangebietes und der angrenzenden Bebauung der 
Begründung wird jedoch folgendermaßen ergänzt: 
Leitungsbestand 
Die bestehenden stadttechnischen Versorgungsanlagen liegen innerhalb der angrenzenden 
Straßenräume bzw. im Straßenrandbereich parallel zur Bundestraße. Sie haben Bestand und 
können, soweit die Kapazität es zulässt, weiter genutzt werden.  
Im eingeschränkten Gewerbegebiet mit Nummer 56 verläuft ein Kabel der Deutschen Telekom 
AG parallel entlang der östlichen Grenze des Geltungsbereiches, das falls durch geplante 
Bauvorhaben notwendig, umverlegt werden muss. Weiter verlaufen Kabel der Deutschen 
Telekom AG innerhalb der öffentlichen Verkehrs- und Grünflächen parallel zum Geh- und 
Radweg entlang der Bundesstraße mit Bestand.  
Der Punkt 9.2 Elektroversorgung, Versorgung mit Multimediadiensten und Telekommunikation in 
der Begründung wird folgendermaßen ergänzt: 
Innerhalb des Plangebietes sind Telekommunikationslinien der Deutschen Telekom AG 
vorhanden. Sie haben Bestand und werden bei konkreten Bauvorhaben, wenn notwendig, 
umverlegt 
 
Zu 2: Der Hinweis wird beachtet. 
Die Hinweise sind bereits in der Begründung Punkt 9.2 enthalten. Lediglich die Adresse der 
Deutschen Telekom Technik GmbH, T NL Ost, Ressort PTI 23, Am Rowaer Forst 1, 17094 Burg 
Stargard wird geändert. 
 
Zu 3: Der Hinweis wird beachtet. 
In der Begründung wird unter Punkt 9.2 ergänzt, dass die Kabelschutzanweisung der Deutschen 
Telekom AG zu beachten ist. 
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Stadt Neubrandenburg Abwägung der Stellungnahmen zum Entwurf der 9. Änderung B-Plan Nr. 7 „Lindenberg-Süd“ 

3.2.2 Deutsche Telekom Abwägungsvorschlag 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 4: Der Hinweis ist für das Bebauungsplanverfahren ohne Relevanz. 
Es ist keine Überbauung von Telekomlinien vorgesehen. 
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Stadt Neubrandenburg Abwägung der Stellungnahmen zum Entwurf der 9. Änderung B-Plan Nr. 7 „Lindenberg-Süd“ 

3.2 Deutsche Telekom Technik GmbH Abwägungsvorschlag 

 
 

TÖB 3.2 Deutsche Telekom Technik GmbH 31.03.16 
 
Stellungnahme wird nicht berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1: Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Die Hinweise zu vorhandenen Telekommunikationslinien wurden bereits im Entwurf 
berücksichtigt. Siehe 5.2 der Begründung: Ausgangslage, Beschaffenheit des Plangebietes 
 
Zu 2: Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Die Hinweise sind bereits berücksichtigt und in der Begründung zum Entwurf Punkt 9.2 enthalten. 
 
Zu 3: Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Die Hinweise sind bereits berücksichtigt und in der Begründung zum Entwurf Punkt 9.2 enthalten. 
 
 
 
Zu 4: Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Die Hinweise sind bereits berücksichtigt und in der Begründung zum Entwurf Punkt 9.2 enthalten. 
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Stadt Neubrandenburg Abwägung der Stellungnahmen zum Entwurf der 9. Änderung B-Plan Nr. 7 „Lindenberg-Süd“ 

3.2.2 Deutsche Telekom Abwägungsvorschlag 
 

   
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
Zu 5: Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Die Hinweise sind bereits berücksichtigt und in der Begründung zum Entwurf Punkt 9.2 enthalten. 
 
Zu 6: Der Hinweis ist für das Bebauungsplanverfahren ohne Relevanz. 
Es ist keine Überbauung von Telekommunikationslinien vorgesehen. 
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Stadt Neubrandenburg Abwägung der Stellungnahmen zum Entwurf der 9. Änderung B-Plan Nr. 7 „Lindenberg-Süd“ 

3.2.3 Deutsche Telekom Abwägungsvorschlag 
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Stadt Neubrandenburg Abwägung der Stellungnahmen zum Entwurf der 9. Änderung B-Plan Nr. 7 „Lindenberg-Süd“ 

3.3.1  Bundesnetzagentur Abwägungsvorschlag 

 

TÖB 3.3  Bundesnetzagentur  15.09.15 
 
Stellungnahme ohne Relevanz zum Bebauungsplanverfahren 

 
 

 30 



Stadt Neubrandenburg Abwägung der Stellungnahmen zum Entwurf der 9. Änderung B-Plan Nr. 7 „Lindenberg-Süd“ 

3.3.2 Bundesnetzagentur Abwägungsvorschlag 
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Stadt Neubrandenburg Abwägung der Stellungnahmen zum Entwurf der 9. Änderung B-Plan Nr. 7 „Lindenberg-Süd“ 

4.1 GDMcom mbH Abwägungsvorschlag 

 

TÖB 4.1 GDMcom mbH 29.09.15 
 
Stellungnahme ohne Hinweise zum Bebauungsplanverfahren 
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Stadt Neubrandenburg Abwägung der Stellungnahmen zum Entwurf der 9. Änderung B-Plan Nr. 7 „Lindenberg-Süd“ 

4.1 GDMcom mbH Abwägungsvorschlag 

 

TÖB 4.1 GDMcom mbH 08.03.16 
 
Stellungnahme ohne Hinweise zum Bebauungsplanverfahren 
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Stadt Neubrandenburg Abwägung der Stellungnahmen zum Entwurf der 9. Änderung B-Plan Nr. 7 „Lindenberg-Süd“ 

4.4 E.DIS AG Abwägungsvorschlag 

              
 

TÖB 4.4 E.DIS AG  14.09.15 
 
Stellungnahme ohne Hinweise zum Bebauungsplanverfahren 

 

 34 



Stadt Neubrandenburg Abwägung der Stellungnahmen zum Entwurf der 9. Änderung B-Plan Nr. 7 „Lindenberg-Süd“ 

4.4 E.DIS AG Abwägungsvorschlag 

              
 

TÖB 4.4 EDIS AG 11.03.16 
 
Stellungnahme ohne Hinweise zum Bebauungsplanverfahren 
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Stadt Neubrandenburg Abwägung der Stellungnahmen zum Entwurf der 9. Änderung B-Plan Nr. 7 „Lindenberg-Süd“ 

4.5.1  Neubrandenburger Stadtwerke GmbH Abwägungsvorschlag 
 

 

TÖB 4.5  Neubrandenburger Stadtwerke GmbH 07.10.15 
 
Stellungnahme wird teilweise berücksichtigt. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1: Der Hinweis ist für das Bebauungsplanverfahren ohne Relevanz. 
Die für die Ver- und Entsorgung des Plangebietes notwendigen Erschließungsmaßnahmen 
(Leitungen) sind innerhalb der festgesetzten öffentlichen Verkehrsflächen realisierbar.  
Eventuelle Erweiterungen an vorgelagerten Ver- und Entsorgungsnetzen müssen im Rahmen der 
weiteren Planung von den Neubrandenburger Stadtwerken benannt werden, damit diese in den 
Investitionssicherungsvertrag zwischen dem Erschließungsträger und neu.sw verankert werden 
können. Diese Erweiterungen sind nicht relevant für die Festsetzungen des B-Planes.  
 
 
Zu 2: Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Es ist nicht vorgesehen, Ver- und Entsorgungsanlagen auf privaten Flächen zu errichten. 
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Stadt Neubrandenburg Abwägung der Stellungnahmen zum Entwurf der 9. Änderung B-Plan Nr. 7 „Lindenberg-Süd“ 

4.5.2  Neubrandenburger Stadtwerke GmbH Abwägungsvorschlag 
 

 
 

Zu 3: Der Hinweis wird beachtet. 
Die Begründung Punkt 9. 2 wird folgendermaßen ergänzt: Stromversorgung 
Die Versorgung mit Elektroenergie erfolgt über neu zu verlegende Kabel der Neubrandenburger 
Stadtwerke GmbH. Zur Sicherheit der künftigen Stromversorgung des Gebietes wird die 
Errichtung einer Kompakttranformatorenstation notwendig. Für die Aufstellung der Station ist eine 
Fläche von 20 m² notwendig. 
Der Standort der Station wird im Verlauf der Erschließungsplanung bestimmt und beim Verkauf 
privater Grundstücke berücksichtigt. 
Aus stadtgestalterischer Sicht ist der vorgeschlagene Standort im Eingangsbereich des neuen 
Wohngebietes ungünstig. Zur Absicherung der Zulässigkeit dieser Trafostation und eventuell 
weiterer Nebenanlagen nach §14 BauNVO, die der Versorgung mit Elektrizität, Gas, Wärme und 
Wasser sowie zur Ableitung von Wasser dienen, an anderen Standorten im Plangebiet werden 
sie als Ausnahme zugelassen. Die textlichen Festsetzungen werden diesbezüglich ergänzt um 
die Punkte 1.1.7 und 3.1.5. 
Die Begründung Punkt 6.4 wird folgendermaßen geändert: 
Im gesamten Geltungsbereich der 9.Änderung des Bebauungsplanes sind, um die 
Versorgungssicherheit im Gebiet zu gewährleisten, die Nebenanlagen nach § 14 BauNVO, die 
der Versorgung mit Elektrizität, Gas, Wärme und Wasser sowie zur Ableitung von Wasser dienen, 
als Ausnahme zugelassen. 
Im übergebenen Lageplan sind Stromleitungen zum Teil innerhalb der Baugebiete südlich entlang 
der Straße A 7 SS geplant. Da der Straßenraum in einer Breite festgelegt ist, die das Verlegen 
der Stromleitungen zulässt, sind diese dort zu verlegen.  
 
Zu 4 und 8: Der Hinweis wird beachtet. 
Die Begründung Punkt 9.1 wird folgendermaßen geändert: 
Trinkwasser- und Löschwasserversorgung 
Die Erschließung des Gebietes erfolgt durch das Verlegen neuer Trinkwasserleitungen in den 
geplanten öffentlichen Straßenräumen. Für die Trinkwasserversorgung des Plangebietes ist laut 
Stellungnahme der Neubrandenburger Stadtwerke GmbH vom 07.10.15 eine Netzerweiterung mit 
Ringschluss erforderlich.  
Folgende Versorgungsleitungen befinden sich im Nahbereich: 
- DN 300 GGG südlich des Plangebietes 
- Platanenstraße DN 200 GGG 
- Magnolienweg PE 110 und PE 40. 
Bei der Bemessung der Trinkwasserleitung für die Versorgung des Plangebietes wird 
entsprechend dem Löschwasservertrag der Stadt Neubrandenburg die Löschwasserversorgung 
berücksichtigt. Als Löschwassermenge wird über das öffentliche Trinkwassersystem eine Menge 
von 96 m³/h über einen Zeitraum von zwei Stunden bei einem maximalen Druckabfall auf 1,5 bar 
im Versorgungsnetz gewährleistet. Zur Absicherung der Löschwasserversorgung sind im Rahmen 
der Netzerweiterung zusätzliche Unterflurhydranten erforderlich.  
 
Zu 5: Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Abgesehen von Hausanschlüssen ist nicht vorgesehen, Trinkwasserversorgungsleitungen auf 
privaten Flächen zu errichten. 
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Stadt Neubrandenburg Abwägung der Stellungnahmen zum Entwurf der 9. Änderung B-Plan Nr. 7 „Lindenberg-Süd“ 

 
 

4.5.3 Neubrandenburger Stadtwerke GmbH Abwägungsvorschlag 

 

Zu 6: Der Hinweis ist für das Bebauungsplanverfahren ohne Relevanz. 
Die Herstellung von Hausanschlüssen ist nicht relevant für den B-Plan. 
 
Zu 7: Der Hinweis wird beachtet.  
Der Punkt 12 der Begründung wird folgendermaßen ergänzt: 
- Die Neubrandenburger Stadtwerke GmbH geben in Ihrer Stellungnahme vom 07.10.15 
folgenden Hinweis: Auf Baumpflanzungen sowie auf tiefwurzelnde Strauchpflanzungen in Nähe 
der Leitungen ist zu verzichten. Es wird auf die Einhaltung der Mindestabstände gemäß GW 125  
(DVGW-Merkblatt GW 125 „Bäume, unterirdische Leitungen und Kanäle“) hingewiesen.  
 
Zu 9: Der Hinweis wird beachtet. 
Die Begründung wird folgendermaßen geändert: 
Die Abwasser- und Regenwasserentsorgung erfolgt durch die Verlegung neuer Leitungen in den 
öffentlichen Straßenräumen des Plangebietes der 9. Änderung mit Anschlüssen an vorhandenen 
Leitungen, die sich in den angrenzenden Bereichen befinden.  
Diese können laut Stellungnahme der Neubrandenburger Stadtwerke GmbH vom 07.10.15 nach 
Vorlage der Einleitmengen und Prüfung der vorhandenen Kapazitäten als Vorflutleitungen genutzt 
werden.  
Durch die künftigen Grundstückseigentümer sind Entwässerungsanträge zu stellen. Danach 
richten sich Lage und Tiefe der Hausanschlussleitungen, wobei die zur Verfügung stehende Tiefe 
vom Bestand bestimmt wird. Gegen Rückstau müssen sich die Eigentümer selbstständig 
schützen.  
Das anfallende Regenwasser von den Grundstücken ist vorrangig auf den Grundstücken zu 
belassen. Es wird aufgefangen, verwertet oder/und verdunstet. Es kann aber auch über ein 
geplantes Regenwassernetz abgeleitet werden. Eine Versickerung des Regenwassers ist wegen 
der ungünstigen hydrologischen Bodenverhältnisse praktisch ausgeschlossen. 
 
Zu 10: Der Hinweis wird beachtet. 
Der Hinweis auf die Einhaltung von Mindestabständen von Pflanzungen zu Leitungen wird in 
Punkt 12 der Begründung aufgenommen. 
 
Zu 11: Der Hinweis wird beachtet. 
Die Hinweise werden in die Begründung folgendermaßen in der Begründung übernommen:  
Östlich im Plangebiet parallel zum Geh- und Radweg im öffentlichen Raum befindet sich ein FM-
Kabel der neu-medianet GmbH mit Bestand, dass zu schützen ist. Im Zuge der Erschließung wird 
das gesamte Plangebiet mit LWL (Lichtwellenreiter) erschlossen. Hierdurch erfolgt eine 
Bereitstellung von Multimediadiensten (Internet, Telefon, TV, Datendienste). Die jeweiligen 
Hausanschlüsse sind bei neu.sw/Abteilung Netzservice zu beantragen.  
 
Zu 12: Der Hinweis wird beachtet. 
Die allgemeinen Hinweise werden in Punkt 12 der Begründung übernommen. 
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Stadt Neubrandenburg Abwägung der Stellungnahmen zum Entwurf der 9. Änderung B-Plan Nr. 7 „Lindenberg-Süd“ 

4.5.1 Neubrandenburger Stadtwerke GmbH Abwägungsvorschlag 

 

TÖB 4.5.1 Neubrandenburger Stadtwerke GmbH 14.04.16 
 
Stellungnahme wird teilweise berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1: Der Hinweis ist für das Bebauungsplanverfahren ohne Relevanz. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 2: Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Die Errichtung einer Kompakttrafostation ist innerhalb des gesamten Geltungsbereiches des 
Bebauungsplanes zulässig und wird aus diesem Grund nicht gesondert festgesetzt. Im Rahmen 
der Erschließungsplanung ist ein geeigneter Standort festzulegen. 
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Stadt Neubrandenburg Abwägung der Stellungnahmen zum Entwurf der 9. Änderung B-Plan Nr. 7 „Lindenberg-Süd“ 

4.5.2 Neubrandenburger Stadtwerke GmbH Abwägungsvorschlag 
 

          

 
 
 
Zu 3: Der Hinweis ist ohne Relevanz für das Bebauungsplanverfahren. 
 
 
 
 
Zu 4: Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Die Begründung Punkt 8.1 wird folgendermaßen ergänzt: 
Geplante Versorgungsleitungen sind im öffentlichen Straßenraum außerhalb von Parkplätzen 
unterzubringen. Die Versorgungsleitungen dürfen nicht überbaut und überpflanzt werden. 
 
 
 
Zu 5: Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Die Begründung Punkt 8.1 Abwasserentsorgung/ Regenwasserentsorgung wird folgendermaßen 
ergänzt: 
Entsorgungsleitungen dürfen nicht überbaut und überpflanzt werden. 
 
 
Zu 6: Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Die Begründung Punkt 8.1 Fernwärme wird folgendermaßen ergänzt:  
Feste Überbauungen mit hochbaulichen Anlagen (z. B. Carports) der Versorgungsanlagen sind 
auszuschließen. 
 
 
 
Zu 7: Keine Hinweise. 
 
 
 
 
Zu 8: Der Hinweis ist ohne Relevanz für das Bebauungsplanverfahren. 
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Stadt Neubrandenburg Abwägung der Stellungnahmen zum Entwurf der 9. Änderung B-Plan Nr. 7 „Lindenberg-Süd“ 

 

4.5.3 Neubrandenburger Stadtwerke GmbH Abwägungsvorschlag 
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Stadt Neubrandenburg Abwägung der Stellungnahmen zum Entwurf der 9. Änderung B-Plan Nr. 7 „Lindenberg-Süd“ 

5.4 Staatliches Amt für Landwirtschaft und Umwelt Abwägungsvorschlag 

 

 

 

TÖB 5.4 Staatliches Amt für Landwirtschaft und Umwelt 08.10.15 
 
Stellungnahme ohne Hinweise zum Bebauungsplanverfahren 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beim Landkreis Mecklenburgische Seenplatte sind keine Altlastenverdachtsflächen bekannt. 
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5.4 Staatliches Amt für Landwirtschaft und Umwelt Mecklenburgische 
    Seenplatte 

Abwägungsvorschlag 

     

        

TÖB 5.4 Staatliches Amt für Landwirtschaft und Umwelt 
Mecklenburgische Seenplatte 07.04.16 
 
Stellungnahme ohne Hinweise zum Bebauungsplanverfahren 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beim Landkreis Mecklenburgische Seenplatte sind keine Altlastenverdachtsflächen bekannt. 
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5.8 Wasser- und Bodenverband Neubrandenburg Abwägungsvorschlag 

 
 

TÖB 5.8 Wasser- und Bodenverband Neubrandenburg  15.09.15 
 
Stellungnahme ohne Hinweise zum Bebauungsplanverfahren 
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5.8 Wasser- und Bodenverband Neubrandenburg Abwägungsvorschlag 
 

 
 
 

TÖB 5.8 Wasser- und Bodenverband Neubrandenburg  09.03.16 
 
Stellungnahme ohne Hinweise zum Bebauungsplanverfahren 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In der Stellungnahme vom Wasser- und Bodenverband Neubrandenburg vom 15.09.15 wurden 
keine Bedenken vorgebracht.  
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6.1 Stadtwirtschaft Neubrandenburg Abwägungsvorschlag 

 
 

TÖB 6.1 Stadtwirtschaft Neubrandenburg 26.10.15 
 
Stellungnahme ohne Relevanz zum Bebauungsplanverfahren 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 1: Der Hinweis ist ohne Relevanz für das Bebauungsplanverfahren. 
 
zu 2: Der Hinweis ist ohne Relevanz für das Bebauungsplanverfahren. 

 

1 
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6.4 Landesamt für zentrale Aufgaben und Technik der Polizei, Brand- und 
Katastrophenschutz M-V 

Abwägungsvorschlag 

                   

TÖB 6.4 Landesamt für zentrale Aufgaben und Technik der Polizei, Brand- 
und Katastrophenschutz M-V 30.10.15 
 
Stellungnahme wird berücksichtigt 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1: Der Hinweis ist im Bebauungsplanverfahren bereits beachtet worden. 
Der Landkreis Mecklenburgische Seenplatte und die zuständigen Abteilungen der 
Stadtverwaltung Neubrandenburg wurden beteiligt. 
 
Zu 2: Der Hinweis wird beachtet. 
Der Hinweis, dass in Mecklenburg -Vorpommern Munitionsfunde nicht auszuschließen sind, wird 
in Punkt 12 der Begründung folgendermaßen ergänzt: 
Das Landesamt für zentrale Aufgaben und Technik der Polizei, Brand- und Katastrophenschutz 
Mecklenburg-Vorpommern gibt in seiner Stellungnahme vom 30.10.15 den Hinweis, dass 
Mecklenburg-Vorpommern Munitionsfunde nicht auszuschließen sind.  
Die Einholung konkreter und aktuelle Angaben über die Kampfmittelbelastung 
(Kampfmittelbelastungsauskunft) wird rechtzeitig vor Bauausführung empfohlen. 
 

 

2 
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6.4 Landesamt für zentrale Aufgaben und Technik der Polizei, Brand- und 
Katastrophenschutz M-V 

Abwägungsvorschlag 

           
 

TÖB 6.4 Landesamt für zentrale Aufgaben und Technik der Polizei, Brand- 
und Katastrophenschutz M-V 11.04.16 
 
Stellungnahme wird berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1: Der Hinweis ist im Bebauungsplanverfahren bereits beachtet worden. 
Der Landkreis Mecklenburgische Seenplatte und die zuständigen Abteilungen der 
Stadtverwaltung Neubrandenburg wurden beteiligt. 
 
Zu 2: Der Hinweis wird beachtet. 
Der Hinweis, dass in Mecklenburg -Vorpommern Munitionsfunde nicht auszuschließen sind, 
wurde bereits in der Begründung zum Entwurf Punkt 12 der Begründung folgendermaßen 
ergänzt: 
Das Landesamt für zentrale Aufgaben und Technik der Polizei, Brand- und Katastrophenschutz 
Mecklenburg-Vorpommern gibt in seiner Stellungnahme vom 30.10.15 den Hinweis, dass 
Mecklenburg-Vorpommern Munitionsfunde nicht auszuschließen sind.  
Die Einholung konkreter und aktuelle Angaben über die Kampfmittelbelastung 
(Kampfmittelbelastungsauskunft) wird rechtzeitig vor Bauausführung empfohlen. 

2 
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8.1 Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geologie Abwägungsvorschlag 

         
   
   

TÖB 8.1 Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geologie vom ohne Datum 
 
Stellungnahme wird nicht berücksichtigt 
 
Zu 1: Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Die Grundlage der Schallimmissionsuntersuchungen zur Änderung des Bebauungsplanes Nr. 7 
"Lindenberg -Süd " der Stadt Neubrandenburg vom 21.12.16 in Bezug auf die B96 stellt die 
Verkehrstechnische Untersuchung, Ing. Büro Klaeser, Warendorfer Straße 20 17192 Waren vom April 
2011 dar. Diese Untersuchung zeigt eine Fahrzeugbelastung auf der Bundesstraße von 14.000 Fzg/d 
im Jahr 2010/2011. 
Grundlage für die Schallimmissionsuntersuchungen ist die folgende Prognosebelastung 2025 

Querschnitt 
 

DTV            
[Kfz/24h]            

Mt              pn>2,8t 
[Kfz/h]               [%] 

Mn             pn>2,8t 
 [Kfz/h]              [%] 

B 96, 
Neustrelitzer Straße   

15.143 884              8,0 %  
 

125              16,9 % 

 
Nach Sichtung der vom Ingenieurbüro Klaeser aus Waren (Müritz) erarbeiteten Verkehrstechnischen 
Untersuchung durch das Straßenbauamt Neustrelitz wurde die Richtigkeit dieses Ansatzes bestätigt 
und Folgendes mitgeteilt: 
Entscheidend für eine gesicherte Ermittlung von Analyseverkehrsstärken ist zunächst die Methodik und 
der Zeitraum für die Verkehrsdatenerhebung. Die konkrete Zählung der Fahrzeuge erfolgte mittels 4 
sogenannter Zählplatten, welche auch auf vierstreifigen Straßen wie der Neustrelitzer Straße in 
Neubrandenburg eine fehlerfreie und spurgenaue Fahrzeugerfassung gewährleisten. Darüber hinaus 
unterscheiden Zählplatten die unterschiedlichen Fahrzeugarten mittels des bei der Überfahrt 
entstehenden Induktionssignals, was die Unterteilung in Fahrzeugklassen mit einer hundertprozentigen 
Genauigkeit zulässt. Fehler bei der Erfassung können lediglich bei einem versetzten Anbringen der 
Zähplatten einer Richtungsfahrbahn nicht auf gleicher Höhe infolge der Spurwechsel der Fahrzeuge 
entstehen. Im vorliegenden Fall wird aber von einer fachgerechten Platzierung dieser ausgegangen.  
 
Der Zählzeitraum über eine Woche wird ebenfalls als geeignete Grundlage für die gesicherte Ermittlung 
der Analyseverkehrsstärken, insbesondere auch der Tag- und Nachtanteile des Verkehrs, angesehen. 
Die Hochrechnungsmethodik auf den DTV mittels der Hochrechnungsfaktoren aus dem HBS ist Stand 
der Technik und daher in der vom Ingenieurbüro Klaeser vorgenommenen Art und Weise ebenfalls zu 
bestätigen. In Bezug auf die zur Ermittlung des DTV 2025 verwendeten regionalisierten 
Prognosefaktoren des Landes M-V ist allerdings festzustellen, dass diese grundsätzlich nicht mehr 
gültig sind, da diese über weite Bereiche von Mecklenburg-Vorpommern von einer zu optimistischen 
Verkehrsentwicklung ausgingen. Allerdings sind im konkreten Fall der B 96 vor dem Hintergrund des 
geplanten teilweise dreistreifigen Ausbaus einschließlich Ortsumgehungen für den gesamten 
Streckenzug von der A 10 (Berliner Ring) bis zur A 20 Anschlussstelle Neubrandenburg-Ost durchaus 
noch signifikante Verkehrszunahmen in den kommenden 10 Jahren zu erwarten, weshalb auch die in 
der Verkehrstechnischen Untersuchung angesetzten Verkehrszunahmen bis zum Jahr 2025 von rd. 
10% im Kfz-Verkehr und von rd.5% im Schwerverkehr als realistisch eingeschätzt werden. 
Im Ergebnis der oben genannten Aussagen werden die in der Verkehrstechnischen Untersuchung vom 
Ingenieurbüro Klaeser mit Stand 15.04.11 ausgewiesenen Verkehrsbelastungen in der Analyse 2011 
und der Prognose 2025 aus der Sicht des Straßenbauamtes Neustrelitz grundsätzlich als plausibel 
bewertet und können bzw. sollten auch für die Bearbeitung der 9. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 
7 "Lindenberg-Süd" herangezogen werden. 
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Stadt Neubrandenburg Abwägung der Stellungnahmen zum Entwurf der 9. Änderung B-Plan Nr. 7 „Lindenberg-Süd“ 

8.4.1  Stadtverwaltung Neubrandenburg, Immissionsschutzbehörde Abwägungsvorschlag 

 
 
 

TÖB 8.4  Stadtverwaltung Neubrandenburg, Immissionsschutzbehörde 
 17.09.15 
 
Stellungnahme wird berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1: Der Hinweis wird beachtet. 
Für die Errichtung der geplanten Lärmschutzanlage ist eine Fläche für besondere Anlagen und 
Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des 
Bundesimmissionsschutzgesetzes festgesetzt. Innerhalb diese Fläche muss die 
Lärmschutzanlage errichtet werden. Um im Rahmen der Bauleitplanung die Entscheidung zum 
Abstand der wirksamen Lärmschutzanlage (Entscheidung Wand oder zu einem Wall) nicht 
vorwegzunehmen, wird der durch die festgesetzte Lage der Krone der Lärmschutzanlage 
bestimmte Abstand vom Fahrbahnrand der Bundesstraße neu als maximal einzuhaltend 
bestimmt. Damit soll ein Heranrücken der Anlage bei Errichtung einer Wand ermöglicht werden.  
Die Begründung Punkt 8 Immissionsschutz wird folgendermaßen geändert: Um im Rahmen der 
Bauleitplanung die Entscheidung zum Abstand der wirksamen Lärmschutzanlage (Entscheidung 
Wand oder zu einem Wall) nicht vorwegzunehmen, wird der durch die festgesetzte Lage der 
Krone der Lärmschutzanlage bestimmte Abstand vom Fahrbahnrand der Bundesstraße als 
maximal einzuhaltend bestimmt. Damit soll ein Heranrücken der Anlage bei Errichtung einer 
Wand ermöglicht werden.  
Es wird neu textlich festgesetzt: 
Der maximale Abstand der Krone der Lärmschutzanlage vom Fahrbahnrand der B96 stellt die in 
der Planzeichnung festgesetzte Lage der Kronenhöhe dar. Eine Überschreitung ist nicht zulässig. 
 
 
Zu 2: Der Hinweis wird beachtet. 
Auf Grund der Stellungnahme wurde die Schallimmissionsuntersuchung zur Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 7 „Lindenberg-Süd" der Stadt Neubrandenburg von Dr. Torsten Lober 
Umweltsachverständiger, Am Nationalpark 10, 17219 Ankershagen vom 16.10.15 um die 
Untersuchung der Lärmauswirkung des vorhandenen Bolzplatzes mit folgendem Ergebnis 
ergänzt:  
Die Beurteilung eines Bolzplatzes erfolgt nach der 18. BIMSCHV 
„Sportanlagenlärmschutzverordnung“ (SALVO). 

 
 

1 
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8.4.2  Stadtverwaltung Neubrandenburg, Immissionsschutzbehörde Abwägungsvorschlag 
 

                  

Für ein allgemeines Wohngebiet sind folgende Immissionsrichtwerte einzuhalten: 
• Werktags 08-20 Uhr: 55 dB(A) 
• Ruhezeiten 50 dB(A) 
• Lauteste Nachtstunde 40 dB(A) 
Die abendliche Ruhezeit von 20-22 Uhr ist dabei am interessantesten, da hier aufgrund des 
vorhandenen Tageslichtes im Sommer ein kontinuierlicher Betrieb angenommen werden 
muss. Auch wenn im Sommer durchaus noch nach 22 Uhr das Tageslicht einen Betrieb 
zulässt, sind Bolzplätze im Umfeld der Wohnbebauung nicht konfliktfrei nutzbar. 
Anhand der Untersuchungen wird deutlich, dass die o.g. Immissionsrichtwerte an der 
bestehenden Bebauung eingehalten werden – aber Überschreitungen am Tage und in der 
Ruhezeit im Bereich der geplanten WA im Änderungsgebiet zu erwarten sind. 
Mit dem Ergebnis dieser Untersuchungen wird zum Schutz der geplanten Wohnbebauung und in 
Abstimmungen mit dem Städtischen Immobilienmanagement der Bolzplatz innerhalb der 
bestehenden Grünfläche nach Norden verschoben und mit einer 3,00 m hohen und 16,00 m 
langen Lärmschutzwand begrenzt.  
Für diese neue Planung wird der gesamte Spielplatz in den Geltungsbereich der 9.Änderung 
einbezogen. 
Der Spielplatz wird neu geteilt in eine öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung Bolzen im 
Norden und einer öffentlichen Grünfläche mit der Zweckbestimmung Spielplatz im Süden. 
Zwischen beiden Flächen wird eine Lärmschutzwand mit einer Höhe von mindestens 3,00 m über 
dem Bezugspunkt 71,6 m über HN festgesetzt. 
Dies wird in der Begründung Punkt 8 ergänzt. 
 
Zu 3: Der Hinweis wird beachtet. 
Die Hinweise zu Maßnahmen zum Schutz gegen Anlagenlärm innerhalb des allgemeinen 
Wohngebietes werden in die Begründung Punkt 8 folgendermaßen übernommen: 
Anlagenlärm im Wohngebiet 
Bei Klimageräten, Kühlgeräten, Lüftungsgeräten, Luft-Wärme-Pumpen und Mini-
Blockheizkraftwerken handelt es sich um Anlagen im Sinne des § 3 Abs. 5 BImSchG. Werden 
diese Anlagen in Wohngebieten betrieben, stellen sie aufgrund ihrer Art und Größe in der Regel 
immissionsschutzrechtlich nichtgenehmigungsbedürftige Anlagen dar, die den Anforderungen des 
§ 22 Abs. 1 BImSchG unterliegen. 
Die Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm) als 6. BImSchVwV bestimmt näher, 
wie die Betreiberpflichten nach § 22 BImSchG zu verstehen sind. Unter anderem sind in der TA 
Lärm Immissionsrichtwerte für den Beurteilungspegel normiert, die nach Nr. 6.1 z. B. in 
allgemeinen Wohngebieten tags 55 dB(A) und nachts 40 dB(A) betragen. 
Da diese Anlagen Lärmquellen darstellen, die inmitten der Wohngebiete vielfach punktuell 
lokalisiert sind, können sie dort dauerhaft die Geräuschkulisse bestimmen und speziell in der 
unmittelbaren Nachbarschaft erhebliche Geräuschbelastungen hervorrufen. Die Standorte von 
Klimageräten und Luft-Wärme-Pumpen oder die Lage von Luftein- und -auslässen sollten im 
maximalen Abstand von schützenswerten Immissionsorten in der Nachbarschaft wie Schlaf- und 
Wohnräumen oder Außenwohnbereiche wie Terrassen und Balkone bzw. auf der abgewandten 
Seite liegen. Bei entsprechender Häufigkeit von derartigen Anlagen innerhalb eines Baugebietes 
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8.4.3  Stadtverwaltung Neubrandenburg, Immissionsschutzbehörde Abwägungsvorschlag 
 

 
 

gibt es jedoch keine lärmabgewandte Seite der Wohngebäude mehr. 
Zur Umsetzung des Gebotes der Rücksichtnahme und der Einhaltung der in der TA-Lärm 
enthaltenen Immissionsrichtwerte werden Festsetzungen getroffen werden, die die Errichtung und 
den Betrieb derartiger Anlagen regeln.  
Durch die Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft für Immissionsschutz wurden Empfehlungen 
erarbeitet und Mindestabstände ermittelt, um sicherzustellen, dass die Immissionsrichtwerte der 
TA-Lärm eingehalten werden und die Anlagen auch nachts uneingeschränkt betrieben werden 
können.  
Grundsätzlich gilt, dass bei einem höheren Schalleistungspegel, der Abstand zu maßgeblichen 
Immissionsorten vergrößert werden muss.  
So dürfen stationäre Geräte oder deren nach außen gerichteten Komponenten nur dann 
aufgestellt werden, wenn die in der Tabelle genannten Abstände zu maßgeblichen 
Immissionsorten eingehalten werden bzw. wenn bei vorgegebenen Abständen die in der Tabelle 
genannten Schalleistungspegel nicht überschritten werden.  

Schallleistungspegel nach 
Herstellerangaben  

Abstand (MI)  Abstand (WA)  Abstand (WR)  

36 dB 0 m 0,1 m 0,8 m 
39 dB 0 m 0,5 m 1,2 m 
42 dB 0,3 m 0,9 m 1,9 m 
45 dB 0,6 m 1,4 m 3,0 m 
48 dB 1,1 m 2,2 m 4,5 m 
51 dB 1,7 m 3,4 m 6,7 m 
54 dB 2,6 m 5,2 m 9,7 m 
57 dB 3,9 m 7,6 m 13,9 m 
60 dB 5,9 m 10,9 m 19,7 m 

 
Weitere Abstandswerte für höhere Schalleistungspegel finden sich im „Leitfaden für die 
Verbesserung des Schutzes gegen Lärm bei stationären Geräten“ der Bund/Länder-
Arbeitsgemeinschaft für Immissionsschutz. Es wird jedoch davon ausgegangen, dass durch die 
erforderlichen Mindestabstände, die Errichtung von Anlagen mit höheren Schalleistungspegeln in 
den beengten Verhältnissen in den Wohngebieten nicht möglich ist. 
Die maßgeblichen Immissionsorte sind hierbei die benachbarte Bebauung (gemäß TA-Lärm bei 
0,5 m außerhalb vor der Mitte des geöffneten Fensters des vom Geräusch am stärksten 
betroffenen schutzbedürftigen Raumes) sowie bebaubare Flächen auf benachbarten 
Grundstücken. 
Vorausgesetzt wird außerdem, dass die Geräte nach dem Stand der Lärmminderungstechnik 
aufgestellt und betrieben werden. Für den Gerätebetreiber bedeutet das, dass er ggf. durch 
schalldämmende Maßnahmen (Einhausung, zusätzliche Abschirmungen, Änderung der 
Aufstellung) für entsprechend niedrige Geräuschemissionen sorgen muss. 
Im Plan wird als textliche Festsetzung 5.4 festgesetzt: 
Innerhalb des allgemeinen Wohngebietes Baufelder 58.1 bis 58.11 ist der Betrieb von 
Klimaanlagen, Kühlgeräten, Lüftungsgeräten und Luft-Wärmepumpen nur zulässig, wenn 
gewährleistet ist, dass die oben genannten Abstände zu maßgeblichen Immissionsorten 
eingehalten werden. 
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8.4. Stadtverwaltung Neubrandenburg, Immissionsschutzbehörde Abwägungsvorschlag 
                 

 

TÖB 8.4. Stadtverwaltung Neubrandenburg, Immissionsschutzbehörde 
 30.03.16 
 
Stellungnahme wird nicht berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1: Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Der Belang ist im Bebauungsplanverfahren bereits beachtet worden. Mit der Parzellierung der 
Baufelder werden die Bezugslinien für die Abstände der Klimaanlagen, Kühlgeräten, 
Lüftungsgeräten und Luft-Wärmepumpen definiert und es wird dadurch die Umsetzung der 
textlichen Festsetzung durch die Bauherren möglich. 
 
Zu 2: Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Der Belang ist im Bebauungsplanverfahren bereits beachtet worden. Mit der Festsetzung 5.4: 
Zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des 
Bundesimmissionsschutzgesetzes ist entlang der südlichen Grenze der öffentlichen Grünfläche 
mit der Zweckbestimmung Bolzplatz eine mindestens 16,00 m lange Lärmschutzwand mit einer 
Höhe von mindestens 3,00 m über dem Bezugspunkt 71,60 m über HN zu errichten, ist der 
Lärmschutz ausreichend festgesetzt. 
Der genaue Standort der Lärmschutzwand wird erst in Zusammenhang mit der konkreten Lage 
des Bolzplatzes bestimmt.  
 
Zu 3: Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Die immissionsschutzrechtlichen Forderungen zum Thema Lärm wurden bereits erfüllt und sind in 
den textlichen  Festsetzungen unter Punkt 5 enthalten. Für darüber hinaus gehende Belange des 
Immissionsschutzes wie Geruch, Licht etc. gibt es kein Regelungsbedarf, da hier die gesetzlichen 
Vorgaben eingehalten werden. Im Gegensatz dazu gibt es bei den Pflanzbestimmungen 
Regelungsbedarf die die Formulierung von textlichen Festsetzungen erforderlich machen. 

2 
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9.1 Landesforst Forstamt Neubrandenburg Abwägungsvorschlag 

 
                  

TÖB 9.1 Landesforst Forstamt Neubrandenburg 07.04.16 
 
Stellungnahme ohne Hinweise zum Bebauungsplanverfahren 
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9.6.1 SIM, Abt. Stadtgrün, Friedhof, Forst Abwägungsvorschlag 
 

             
 

TÖB 9.6 SIM, Abt. Stadtgrün, Friedhof, Forst 19.10.15 
 
Stellungnahme wird teilweise berücksichtigt 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1: Der Hinweis ist ohne Relevanz für das Bebauungsplanverfahren. 
 
 
 
 
 
 
Zu 2: Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Nach Abstimmung zwischen Stadtverwaltung, SIM und Vorhabenträger wurde entschieden, die 
Flächen der Lärmschutzanlage nach Errichtung vollständig in öffentliche Trägerschaft zu 
übergeben. Damit wird eine einheitliche Pflege und Wartung gewährleistet. Die Stadt wird mit 
dem Vorhabenträger vor dem Satzungsbeschluss einen städtebaulichen Vertrag schließen, der 
das Verfahren für die Planung, den Bau, die Finanzierung und die Übergabe der öffentlichen 
Verkehrsflächen regelt. 
 
Zu 3: Der Hinweis ist ohne Relevanz für das Bebauungsplanverfahren. 
 
 
Zu 4: Der Hinweis ist ohne Relevanz für das Bebauungsplanverfahren. 

 

1 
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9.6.2  SIM, Abt. Stadtgrün, Friedhof, Forst Abwägungsvorschlag 
 
             

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
Zu 5: Der Hinweis wird beachtet. 
Die Spielplatzfläche wurde als öffentliche Grünfläche mit den Zweckbestimmungen Spielplatz und 
Bolzplatz berücksichtigt. 
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11.2.1  Landesamt für Innere Verwaltung Abwägungsvorschlag 
          

               

TÖB 11.2 Landesamt für Innere Verwaltung 11.09.15 
 
Stellungnahme ohne Hinweise zum Bebauungsplanverfahren  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die zuständige Vermessungs- und Katasterbehörde wurde beteiligt. 
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11.2.1  Landesamt für Innere Verwaltung Abwägungsvorschlag 
    
     

         
                       

TÖB 11.2.1  Landesamt für Innere Verwaltung 09.03.16 
 
Stellungnahme ohne Hinweise zum Bebauungsplanverfahren  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die zuständige Vermessungs- und Katasterbehörde wurde beteiligt. 
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11.2.2 Landesamt für Innere Verwaltung Abwägungsvorschlag 
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12.4 Betrieb für Bau und Liegenschaften Mecklenburg-Vorpommern Abwägungsvorschlag 

          
      
  
 
 
 
 
 

TÖB 12.4 Betrieb für Bau und Liegenschaften Mecklenburg-Vorpommern 
 29.03.16 
Stellungnahme ohne Relevanz zum Bebauungsplanverfahren 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1: Der Hinweis ist ohne Relevanz für das Bebauungsplanverfahren. 
Der Betrieb für Bau und Liegenschaften M-V ist in der TÖB-Liste enthalten und wird im Verfahren 
beteiligt, Grundstücke und Gebäude des Landes von der Planung betroffen sind. 
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13.1 Handwerkskammer Ost Neubrandenburg Abwägungsvorschlag 
          

          

TÖB 13.1 Handwerkskammer Ost Neubrandenburg 06.10.15 
 
Stellungnahme ohne Hinweise zum Bebauungsplanverfahren  
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Stadt Neubrandenburg Abwägung der Stellungnahmen zum Entwurf der 9. Änderung B-Plan Nr. 7 „Lindenberg-Süd“ 

13.2 IHK Neubrandenburg Abwägungsvorschlag 

 

 
     
   

TÖB 13.2 IHK Neubrandenburg  09.10.15 
 
Stellungnahme ohne Hinweise zum Bebauungsplanverfahren  
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Stadt Neubrandenburg Abwägung der Stellungnahmen zum Entwurf der 9. Änderung B-Plan Nr. 7 „Lindenberg-Süd“ 

13.2 IHK Neubrandenburg Abwägungsvorschlag 
 

 
 

TÖB 13.2 IHK Neubrandenburg 04.04.16 
 
Stellungnahme ohne Hinweise zum Bebauungsplanverfahren  

 

 

 63 



Stadt Neubrandenburg Abwägung der Stellungnahmen zum Entwurf der 9. Änderung B-Plan Nr. 7 „Lindenberg-Süd“ 

15.2 Landesamt für Kultur und Denkmalpflege Schwerin Abwägungsvorschlag 
 
 

 
 
 
 

TÖB 15.2 Landesamt für Kultur und Denkmalpflege Schwerin 29.09.15 
 
Stellungnahme ohne Hinweise zum Bebauungsplanverfahren  
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Stadt Neubrandenburg Abwägung der Stellungnahmen zum Entwurf der 9. Änderung B-Plan Nr. 7 „Lindenberg-Süd“ 

15.3 Stadtverwaltung Neubrandenburg, Untere Denkmalschutzbehörde Abwägungsvorschlag 

     

       
 

 

 

 

TÖB 15.3 Stadtverwaltung Neubrandenburg, 
Untere Denkmalschutzbehörde 14.09.15 
 
Stellungnahme wird berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1: Der Hinweis wird beachtet. 
Der Hinweis auf § 11 DSchG M-V wird berücksichtigt und der Punkt 5 der Begründung 
folgendermaßen ergänzt: 
Für die zufällige Entdeckung von archäologischen Funden und Befunden gilt § 11 DSchG M-V. 
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15.3 Stadtverwaltung Neubrandenburg, Untere Denkmalschutzbehörde Abwägungsvorschlag 

     
 

   
 
 
 
 
 

TÖB 15.3 Stadtverwaltung Neubrandenburg,  
Untere Denkmalschutzbehörde 30.03.16 
 
Stellungnahme ohne Hinweise zum Bebauungsplanverfahren  
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18.4 Einzelhandelsverband Nord e.V. Abwägungsvorschlag 
    

     
          

TÖB 18.4 Einzelhandelsverband Nord e.V. 05.10.15 
 
Stellungnahme ohne Hinweise zum Bebauungsplanverfahren 
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18.4 Einzelhandelsverband Nord e.V. Abwägungsvorschlag 

 
        

TÖB 18.4 Einzelhandelsverband Nord e.V.  06.04.16 
 
Stellungnahme ohne Hinweise zum Bebauungsplanverfahren  
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18.5 NABU Landesverband M-V Abwägungsvorschlag 

        

TÖB 18.5 NABU Landesverband M-V 09.10.15 
 
Stellungnahme ohne Hinweise zum Bebauungsplanverfahren 
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18.5 NABU Landesverband M-V Abwägungsvorschlag 
       

 
 
 
 

TÖB 18.5 NABU Landesverband Schwerin 22.03.16 
 
Stellungnahme ohne Hinweise zum Bebauungsplanverfahren 
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STADT NEUBRANDENBURG  
 

 Bebauungsplan Nr. 7 
„Lindenberg-Süd“ – 9. Änderung 

 
 
 
 

ABWÄGUNGSVORSCHLAG 
über die Stellungnahmen, die im Rahmen der  Offenlegung eingegangen sind 

 
 
 
 
 
 
 
 
 71 



Stadt Neubrandenburg Abwägung der Stellungnahmen zum Entwurf der 9. Änderung B-Plan Nr. 7 „Lindenberg-Süd“ 

Bürger 1 Abwägungsvorschlag 

 

Bürger 1 17.11.15  
 
Stellungnahme wird nicht berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1: Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Der Belang ist im Bebauungsplanverfahren bereits berücksichtigt worden. 
Das Flurstück 743 ist mit einer Teilfläche in den Geltungsbereich der 9. Änderung des 
Bebauungsplanes "Lindenberg Süd" einbezogen worden. 
Die Fläche ist als öffentliche Grünfläche mit den Zweckbestimmungen Spielplatz und Bolzplatz  
bereits im Entwurf festgesetzt worden. 
Die inhaltliche Gestaltung und Bauausführung obliegt dem Eigentümer bzw. dem 
Erschließungsträger für die neuen Wohnbauflächen. Die Anregung bezüglich einer Skateranlage 
wurde an das Städtische Immobilienmanagement/Abt. Projektmanagement/Technik 
weitergeleitet. 
 
Zu 2: Der Hinweis ist ohne Relevanz für das Bebauungsplanverfahren. 
Die Einschränkung der Höchstgeschwindigkeit  ist nicht Bestandteil der 
Festsetzungsmöglichkeiten des Bebauungsplanes. 
 
Zu 3: Der Hinweis ist ohne Relevanz für das Bebauungsplanverfahren. 
Die Aussagen betreffen nicht den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 7 "Lindenberg -
Süd". 
 
 
 

3 

2 
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Stadt Neubrandenburg Abwägung der Stellungnahmen zum Entwurf der 9. Änderung B-Plan Nr. 7 „Lindenberg-Süd“ 

 

Bürger 1 Abwägungsvorschlag 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
Zu 4: Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Eine zusätzliche Anbindung des Wohngebietes über die B 96 zwischen den bestehenden 
Knotenpunkten der Platanenstraße und der B 96 ist aus verkehrstechnischer Sicht nicht zulässig 
und auch nicht notwendig. Die vorhandenen Knotenpunkte und die Platanenstraße bzw. der 
Magnolienweg besitzen ausreichende Querschnitte um die zusätzlichen Verkehrsmengen 
aufzunehmen. 
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Stadt Neubrandenburg Abwägung der Stellungnahmen zum Entwurf der 9. Änderung B-Plan Nr. 7 „Lindenberg-Süd“ 

Bürger 1 Abwägungsvorschlag 
            

                

Bürger 1 17.12.15  
 
Stellungnahme wird nicht berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 1: Der Hinweis ist ohne Relevanz für das Bebauungsplanverfahren. 
Die Aussagen betreffen nicht Bebauungsplan Nr. 7 "Lindenberg -Süd". 
 
 
 
 
 
 
 
zu 2: Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Der Belang ist im Bebauungsplanverfahren bereits berücksichtigt worden. 
Innerhalb des Geltungsbereiches der 9. Änderung des B-Planes Nr. 7 "Lindenberg -Süd" 
sind Bäume und Stellplätze innerhalb der Straßenräume festgesetzt.   
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Stadt Neubrandenburg Abwägung der Stellungnahmen zum Entwurf der 9. Änderung B-Plan Nr. 7 „Lindenberg-Süd“ 

 

Bürger 2 Abwägungsvorschlag 

 

Bürger 2  18.09.15 
 
Stellungnahme wird nicht berücksichtigt 
 
 
 
 
 
 
Zu 1: Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Aufgabe des Bebauungsplanes ist es, eine städtebauliche Ordnung gemäß den in §1 Abs. 6 
BauGB aufgeführten Planungsleitsätzen zu gewährleisten.  
 
Zu 2: Der Hinweis wird nicht beachtet. 
In der DIN 18005 werden in Tabelle 1 beispielhaft Abstände angegeben, die bei ungehinderter 
Schallausbreitung (freier Sichtverbindung) und ohne Lärmschutzmaßnahmen ungefähr 
erforderlich sind, um bestimmte Beurteilungspegel nachts nicht zu überschreiten. Ein 
ausreichender Abstand zur Lärmquelle ist lediglich eine Möglichkeit, um einen bestimmten 
Beurteilungspegel zu gewährleisten, alternativ sind andere Maßnahmen z.B. in Form von aktiven 
oder passiven Schallschutzmaßnahmen möglich. Da ein großer Abstand zwischen 
Verkehrswegen und Bauflächen in Siedlungsbereichen nicht umsetzbar ist, werden in diesem Fall  
insbesondere aktive Lärmschutzmaßnahmen im Bebauungsplan vorgesehen. Zum Schutz der 
Wohnbebauung vor Verkehrs- und Gewerbelärm wird parallel des Geh- und Radweges und der 
Lindenreihe entlang der B 96 eine 5 m hohe Lärmschutzanlage errichtet.  
Das nördlich des geplanten allgemeinen Wohngebietes angrenzende Baufeld 56 wird zum Schutz 
der Wohnbebauung neu als eingeschränktes Gewerbegebiet festgesetzt.  
Mit der geplanten Lärmschutzanlage werden die Orientierungswerte der DIN 18005 für ein 
allgemeines Wohngebiet am Tage von 55 dB(A) eingehalten.  
Die in der Nacht in Teilen des allgemeinen Wohngebietes prognostizierten 50 dB(A) ausgehend 
von der Neustrelitzer Straße überschreiten die Orientierungswerte der DIN 18005 um bis zu 
5 dB(A). Diese Überschreitung ist zumutbar, da insbesondere laut Schallimmissionsuntersuchung 
die Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV von 49 dB(A) in der Nacht eingehalten werden. 
Entlang der Platanenstraße werden zum Schutz der Wohnnutzung passive Schallschutz-
maßnahmen in Form einzuhaltender Schalldämmmaße der Außenbauteile festgesetzt.  
 
Zu 3: Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Mit der Umsetzung der aktiven und passiven Schallschutzmaßnahmen werden die gesetzlichen 
Vorgaben für gesunde Lebensverhältnisse gewährleistet, der Nachweis hierfür wurde mit der 
Schallimmissionsuntersuchung erbracht. 
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Stadt Neubrandenburg Abwägung der Stellungnahmen zum Entwurf der 9. Änderung B-Plan Nr. 7 „Lindenberg-Süd“ 

Bürger 2 Abwägungsvorschlag 
 

 
 

 
 
Zu 4: Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Laut Schallimmissionsuntersuchung treten im bestehenden ca. 250 m entfernten Wohngebiet 
keine Überschreitungen der Orientierungswerte der DIN 18005 durch die Bundesstraße auf. 
Somit übernimmt die Gewerbenutzung in der ursprünglichen Fassung des Bebauungsplanes 
keine Lärmschutzfunktion für die dahinter liegende Wohnnutzung. 
 
Zu 5: Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Entlang der B96 ist eine aktive Lärmschutzmaßnahme in Form einer 5,00 m hohen 
Lärmschutzanlage geplant. 
Zur Beurteilung der derzeitigen Lärmsituation und der Prognose bis zum Jahr 2025 wurde ein 
Schallschutzgutachten auf der Grundlage von Verkehrszählungen und einer verkehrstechnischer 
Untersuchungen erarbeitet und der Planung für Entscheidungen zu Grunde gelegt. 
 
Zu 6: Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Der südliche Stadteingangsbereich von Neubrandenburg ist auf der Westseite durch das 
Gebäude des Landratsamtes mit der davor befindlichen hügeligen Grünfläche geprägt. 
Im weiteren Verlauf der Straße wird parallel zum Geh- und Radweg hinter der Lindenallee eine 
5,00 m hohe Lärmschutzanlage errichtet. Durch einen Wechsel von Böschung und Wandanlagen 
mit der entsprechenden Begrünung soll diese Anlage zurückhaltend, jedoch mit gestalterischem 
Anspruch ausgeführt werden. Die Lärmschutzanlage liegt in einer Grünfläche, die bepflanzt den 
Grünzug des Landratsamtes mit dem Grünzug, der den Lindeberg Süd quert, verbindet.  
 
Zu 7: Der Hinweis wird nicht beachtet. 
In den mehr als 20 Jahren seit Aufstellung des Bebauungsplanes ist es nicht gelungen 
Gewerbebetriebe auf dem Standort anzusiedeln. Im Stadtgebiet sind ausreichend Reserveflächen 
für die Ansiedlung von Gewerbebetrieben vorhanden, hingegen besteht ein Bedarf an 
Wohnbauflächen. Im Sinne des flächensparenden Bauens sind vornehmlich ungenutzte Flächen 
im Innenbereich zu entwickeln, wozu auch der Standort auf dem Lindenberg zählt. Der Standort 
ist für die Umnutzung geeignet, da die Erschließung vorhanden ist und eine  Ergänzung der 
vorhandenen Wohnnutzung auf dem Lindenberg  erfolgt. Die Umnutzung ist im Rahmen der 
Änderung des Bebauungsplanes planungsrechtlich zulässig. 
 
Zu 8: Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Das ehemalige Gewerbegebiet hat keine Schallschutzaufgabe für die bestehende 
Wohnbebauung. Durch die Umnutzung in ein Wohngebiet stellt sich insgesamt sogar eine 
Verbesserung für die umliegenden Wohngrundstücke im Vergleich zu einer möglichen 
Gewerbenutzung in der Nachbarschaft dar. Damit werden die Ziele des § 1 BauGB erfüllt. 
 
Zu 9: Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Das Verfahren zur Aufstellung der 9. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 7 wird nicht im 
vereinfachten Verfahren, sondern  im zweistufigen Verfahren mit einer Umweltprüfung in einem 
Umweltbericht durchgeführt.  
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Stadt Neubrandenburg Abwägung der Stellungnahmen zum Entwurf der 9. Änderung B-Plan Nr. 7 „Lindenberg-Süd“ 

Bürger 2 Abwägungsvorschlag 
            

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Zu 10: Der Hinweis ist ohne Relevanz für das Bebauungsplanverfahren. 
Es obliegt dem Eigentümer der Fläche, bereits zu einem ihm angemessenen Zeitpunkt über von 
ihm beabsichtigte Bauvorhaben zu informieren. Diese Information erfolgt unabhängig vom Stand 
des B-Plan-Verfahrens. Auch mögliche Verkäufe von Baugrundstücken erfolgen auf 
privatrechtlicher Basis und sind ebenfalls unabhängig vom B-Plan-Verfahren. Eine Bebauung der 
Flächen durch Wohngebäude kann erst erfolgen, nachdem der Bebauungsplan rechtswirksam 
wurde. 
Zur Lärmproblematik siehe Ausführungen oben. 
 
 
 
Zu 11: Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Die Einhaltung der Beurteilungspegel wird durch Lärmschutzanlage entlang der Neustrelitzer 
Straße gesichert. Nur in Teilen des allgemeinen Wohngebietes und nur in der Nacht werden die 
Orientierungswerte der DIN 18005 durch die prognostizierten 50 dB(A) bis zu 5 dB (A) 
überschritten. Diese Überschreitung ist zumutbar, da der Aufenthalt im Freien zwischen 22:00 
Uhr und 6:00 Uhr eher eine Ausnahme darstellt.  
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Stadt Neubrandenburg Abwägung der Stellungnahmen zum Entwurf der 9. Änderung B-Plan Nr. 7 „Lindenberg-Süd“ 

Bürger 2 Abwägungsvorschlag 
 

 

Bürger 2 04.04.16 
 
Stellungnahme wird nicht berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1: 
Die Änderung des Bebauungsplanes wurde gemäß den in §1 Abs. 6 BauGB aufgeführten 
Planungsleitsätzen durchgeführt. 
Mit der Umsetzung der aktiven und passiven Schallschutzmaßnahmen werden die gesetzlichen 
Vorgaben für gesunde Lebensverhältnisse gewährleistet, der Nachweis hierfür wurde mit der 
Schallimmissionsuntersuchung erbracht. 
Bei dem Straßenabschnitt der Bundesstraße B96 handelt es sich um eine Ortsdurchfahrt im 
bebauten Stadtgebiet. Die Verkehrsbelegung zwischen den beiden Knoten Platanenstraße liegt 
laut Verkehrstechnischer Untersuchung bei 14.000 Fahrzeuge pro Tag im Jahr 2010/2011.  
In der Prognose der Untersuchung ergibt sich als schalltechnische Bewertungsgrößen eine 
durchschnittliche tägliche Verkehrsstärke (DTV in KfZ/24h) von 15.143. Diese Belegung ist 
wesentlich geringer als die vieler zentrumsnäherer Straßenabschnitte in der Stadt. 
Bereits frühzeitig wurde unter Beachtung der Grundsätze der städtebaulichen Planung der Schutz 
vor Lärm in den Abwägungsprozess einbezogen und im Ergebnis eine aktive 
Lärmschutzmaßnahme zwischen der Quelle (Straße, Gewerbe) und dem Immissionsort 
(Wohnbebauung) festgesetzt, um so den Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Schall wirkungsvoll zu sichern. Hinter der Lärmschutzanlage werden die geforderten 
Immissionsrichtwerte eingehalten. Es besteht kein Erkrankungsrisiko. 
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Stadt Neubrandenburg Abwägung der Stellungnahmen zum Entwurf der 9. Änderung B-Plan Nr. 7 „Lindenberg-Süd“ 

Bürger 2 Abwägungsvorschlag 
 

 

Zu 2: 
Der Lärmaktionsplan der Stadt Neubrandenburg, einschließlich der Lärmkarten der EG -
Umgebungslärmrichtlinien (2002/49/EG) sind keine gesetzlichen Grundlagen.  
Der Lärmaktionsplan der Stadt Neubrandenburg enthält keine Aussagen zu Maßnahmen, die das 
Plangebiet betreffen. Daher ist er für die Planung der 9. Änderung des B-Planes Nr. 7 nicht 
relevant und wird nicht berücksichtigt. 
Das Ziel der Umgebungslärm-Richtlinie ist zwar die Reduzierung der Belastung mit Lärm, sie 
beinhaltet aber keineswegs Verbote oder Einschränkungen einer städtebaulichen Planung. 
So ist anstelle der Lärmkarten des Landesamtes für Umwelt, Naturschutz und Geologie M-V für 
den Bebauungsplan eine standortbezogene Schallimmissionsuntersuchungen zu Grunde gelegt 
worden, die auf der Grundlage aktueller Verkehrsdaten der Verkehrstechnischen Untersuchung 
mit Verkehrszählungen vom Ingenieurbüro Klaeser beruht. 
Die Untersuchung zeigt eine Fahrzeugbelastung auf der Bundesstraße von ca. 14.000 Fzg/d im 
Jahr 2010/2011. In der Prognose der Untersuchung ergibt sich als schalltechnische 
Bewertungsgrößen eine durchschnittliche tägliche Verkehrsstärke (DTV in KfZ/24h) von 15.143. 
Darüber hinaus wurde festgestellt, dass der Schwerverkehrsanteil im betreffenden Abschnitt der 
B96 8% am Tage und 16,9 % in der Nacht beträgt und nicht etwa 20 %. 
Die vom LUNG für die Lärmkartierungen nach Umgebungslärmrichtlinie verwendeten 
Verkehrsbelastungen von ca. 26.000 bis 33.000 Kfz/24h im DTV sind demgegenüber als deutlich 
zu hoch einzuschätzen. Zwar geht die Verkehrsprognose zur B104/B96 OU Neubrandenburg mit 
etwa 23.000 Kfz/24 im DTV auf der B96 Neustrelitzer Straße zwischen dem Knoten B96 / 
Margeritenstraße und dem Knoten B 96 /Mirabellenstraße ebenfalls von sehr hohen 
Verkehrsbelastungen in der Prognose 2020 aus, allerdings basieren diese Werte auch auf 
Zähldaten aus dem Jahr 2003. Diese nunmehr 13 Jahre zurückliegenden Verkehrsdaten-
erhebungen sind vor allem aufgrund der zwischenzeitig eingesetzten demografischen 
Entwicklung in M-V und des deutlichen Einwohnerrückgangs der Stadt Neubrandenburg, aber 
auch infolge von netzstrukturellen Änderungen im großräumigen Straßennetz (Neubau der BAB 
20) als deutlich veraltet anzusehen und stellen nach heutigen Gesichtspunkten keine belastbare 
Grundlage für eine Verkehrsprognose mehr dar.  
 
Zu 3: 
In der DIN 18005 werden in Tabelle 1 beispielhaft Abstände angegeben, die bei ungehinderter 
Schallausbreitung (freier Sichtverbindung) und ohne Lärmschutzmaßnahmen ungefähr 
erforderlich sind, um bestimmte Beurteilungspegel nachts nicht zu überschreiten. Ein 
ausreichender Abstand zur Lärmquelle ist lediglich eine Möglichkeit, um einen bestimmten 
Beurteilungspegel zu gewährleisten, alternativ sind andere Maßnahmen z. B. in Form von aktiven 
oder passiven Schallschutzmaßnahmen möglich. Da ein großer Abstand zwischen 
Verkehrswegen und Bauflächen in Siedlungsbereichen nicht umsetzbar ist, werden in diesem Fall  
insbesondere aktive Lärmschutzmaßnahmen im Bebauungsplan vorgesehen. 
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Bürger 2 Abwägungsvorschlag 
            

                1 

 

Zu 4: Der Hinweis ist im Bebauungsplanverfahren bereits beachtet worden. 
Die RLS -90 weist auf die Beachtung folgender Rangordnung hin: 
I. Im Rahmen der Planung sollen Lärmeinwirkungen auf schutzbedürftige Gebiete möglichst 
bereits durch verträgliche Flächenzuordnungen vermieden werden. 
II. Soweit Grenzwertüberschreitungen dadurch nicht vermieden werden können, ist Abhilfe durch 
bauliche Schutzmaßnahmen an der Straße zu schaffen. 
III. Kommen derartige Maßnahmen an der Straße nicht in Betracht oder reichen sie nicht aus, so 
sind Aufwendungen für erforderliche Lärmschutzmaßnahmen an der betroffenen baulichen 
Anlage zu erstatten. 
Diese Rangordnung wurde abgearbeitet. Da ein großer Abstand zu Verkehrsflächen in 
Siedlungsflächen entsprechend I. nicht möglich ist, wurden entsprechend II. 
Schallschutzmaßnahmen im Bebauungsplan festgesetzt. 
 
Zu 5: Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Die Formulierungen zur Ortsumgehung beziehen sich auf den davon betroffenen innerstädtischen 
Bereich. Der Lärmaktionsplan hat keine Aussagen zum Plangebiet getroffen. 
Wäre das Vorhaben zum Zeitpunkt der Erarbeitung des Lärmaktionsplanes schon realisiert 
gewesen, dann wäre es bei den dann an der Wohnbebauung berechneten Schallimmissionen 
nicht als Konflikt ausgewiesen worden, da die Umweltziele erfüllt werden. 
 
Zu 6: Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Der Belang ist im Bebauungsplanverfahren bereits berücksichtigt worden. Die Luftbelastung in 
Neubrandenburg wird an der Messstelle des LUNG am Pferdemarkt überwacht. Dabei werden 
insbesondere verkehrsspezifische Schadstoffe untersucht. Dieser Standort ist nach Einschätzung 
des LUNG und der unteren Immissionsschutzbehörde der Ort mit der höchsten Luftbelastung in 
der Stadt Neubrandenburg. Selbst hier kommt es zu keinen regelmäßigen 
Grenzwertüberschreitungen. Die Luftbelastung an der gut durchlüfteten B96 im betroffenen 
Abschnitt ist unstrittig wesentlich geringer. Untersuchungen zu dieser Belastung sind somit nicht 
erforderlich. Eine Erläuterung hierzu wird in der Begründung unter Punkt 7.3 ergänzt. 
 
Zu 7: Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Der Bebauungsplan legt die Ausführung der Lärmschutzanlage nicht fest. Aus diesem Grund 
werden Aussagen zur Gestaltung der Lärmschutzanlage in der Begründung zum Bebauungsplan 
gestrichen. Egal welche Gestaltung diese Lärmschutzanlage bekommt, wichtig für den 
Lärmschutz ist die Einhaltung der den textlichen Festsetzungen und der Planzeichnung  
festgesetzten Lage und Kronenhöhe der Anlage.  
 
Zu 8: Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Die RLS 90 schreibt die Berechnung in einer Mitwindsituation vor. Bei höheren 
Windgeschwindigkeiten wird das Quellgeräusch von den Windgeräuschen überlagert, bzw. 
verdeckt. Die Berücksichtigung stärkerer Winde ist deshalb für die Schallpegeluntersuchungen 
nicht üblich und auch nicht sinnvoll. 
 
Zu 9: Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Immissionsprognosen berücksichtigen grundsätzlich die topographischen Gegebenheiten 
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Bürger 2 Abwägungsvorschlag 
          
    

            
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
Zu 10: Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Ein Unfallschwerpunkt an der Kreuzung Rotdornstraße existiert nach Aussage der Unteren 
Verkehrsbehörde nicht. 
 
 
Zu 11: Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Im B-Plan erfolgte kein Vorschlag zur Grundstücksaufteilung bzw. zur Größe von Grundstücken, 
die Parzellierung obliegt allein dem Grundstückseigentümer. In der Begründung wird formuliert, 
dass die Gebäude in durch Baugrenzen festgelegten großzügigen Baufeldern errichtet werden 
können. Die Baufelder sind nicht identisch mit den späteren Grundstücken.  
 
Zu 12: Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Der Belang wurde im Bebauungsplanverfahren bereits betrachtet. Die nach §1 (6) BauGB zu 
berücksichtigenden Belange wurden in der Planung berücksichtigt. Insbesondere das Thema der 
gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnisse wurden mit der Schallimmissionsuntersuchung 
betrachtet und die Einhaltung bestätigt. 
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GWO Immobilien Verwaltung Abwägungsvorschlag 
            

       

GWO Immobilien Verwaltung 17.09.15 
 
Stellungnahme ohne Relevanz zum Bebauungsplanverfahren 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 1: Der Hinweis ist ohne Relevanz für das Bebauungsplanverfahren. 
Die mit der Änderungen des 9. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 7 "Lindenberg Süd" 
verbundenen Änderungen der Art der zulässigen Nutzungen im Baufeld 58  haben keine 
Auswirkungen auf die gewerblichen Nutzungen im Baufeld 29. Die Festsetzungen im Baufeld 56 
führen zu keinem Tatbestand, beim dem erheblich andere Nutzungen zulässig werden, die 
Auswirkungen auf die gewerblichen Nutzungen im Baufeld 29 haben. 
 

 
 

1 

 82 


	Regionales Raumentwicklungsprogramm Mecklenburgische Seenplatte 
	Die Hinweise werden unter Punkt 12 Hinweise für die weiterführende Planung und Baudurchführung in die Begründung übernommen.
	Stellungnahme ohne Hinweise zum Bebauungsplanverfahren 
	Abwägungsvorschlag
	18.5 NABU Landesverband M-V

